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Editorial
»Im Vollbesitz seiner Zweifel« –
Fortbildung tut Not

Schwackenberg hat Recht in sei-
nem ErbR-Editorial vom August
2010:

Qualifizierte Beratung von Spezialisten, die dem Berufs-
stand insgesamt zur Ehre gereicht, ist nur zu erreichen,
wenn das Spezialwissen auch vorhanden ist. Dazu muss
es erst einmal erworben und anschließend nachhaltig ge-
pflegt werden.

Ersteres kann durch eine effiziente und bezahlbare Fach-
anwaltsausbildung geschehen, die am Ende !ber ein ob-
jektives Pr!fungsverfahren mit einem verl"sslichen G!te-
siegel versehen wird. Mein Eindruck: Die Anwaltschaft
ist auf dem richtigen Weg zur »gepr!ften Qualit"t«.

Letzteres ist dagegen mehr oder weniger an Eigeninitia-
tive gekoppelt, was auch von der individuellen F"higkeit
abh"ngt, den »inneren Schweinehund zu !berwinden«.
Gelingt dies nicht ausreichend, droht der Rechtsrat trotz
einmal ausgewiesenen Expertentums auf der Grundlage
einer bloßen »Scheinberatung« erteilt zu werden, f!r die
allenfalls das Motto von Mathias Richling stehen kçnnte:
»Es gibt Dinge, die auch ich nicht verstehe, obwohl ich sie
erkl"ren kann.«

Diese Erkenntnis kçnnte Rechtsberater zwar trçstend da-
r!ber hinweg helfen, wenn ihnen Fragestellung zu kompli-
ziert f!r klare Antworten zu sein scheinen und das lieb ge-
wonnene Schwerpunktfach Verst"ndnisgrenzen aufzeigt.
Verl"ssliche Abhilfe verspricht dagegen aber nur: st"n-
dige Fort- und Weiterbildung – sei es im konkreten Bera-
tungsfall, sei es vorbeugend, generell f!r Anforderungen,
die auf einen zuzukommen drohen. Dabei hilft schon die
Lekt!re Ihres Fachorgans »ErbR«.

Anregungen dazu kann – f!r manchen !berraschend - ab
und zu aber auch der Bundesgerichtshof geben. Dass er
mit seinen Entscheidungen zuweilen selbst Eingeweihte
!berrascht, ist nicht wirklich !berraschend. Nicht so h"u-
fig d!rfte es allerdings vorkommen, dass dem jeweiligen
Rechtsberater ein bislang eher unvertrautes Rechtsgebiet
insgesamt zur Nacharbeit angedient wird.

Dazu zwei Beispiele aus den beiden so genannten Jahr-
hundertentscheidungen des IV. Zivilsenats zur maximalen
Dauer einer Testamentsvollstreckung und zur Pflichtteils-
erg"nzung bei widerruflicher Bezugsrechtsbestimmung in
Lebensversicherungen:

Der vom Bundesverfassungsgericht inzwischen abgeseg-
neten Mçglichkeit, dass eine Testamentsvollstreckung
weit !ber 30 Jahre dauern kann, ist Praxisrelevanz sicher
nicht abzusprechen. Sie beschr"nkt sich keineswegs auf
eine Rarit"t aus dem Hochadel. Die Elastizit"t einer Ver-
waltungsvollstreckung und der vom Gesetz großz!gig ab-
gesteckte Zeitrahmen erçffnet ein neues Feld etwa f!r die
Beratung nachgefragter Unternehmensnachfolgeregelun-
gen.

L"dt hier die Frage des Einsatzes einer Dauervollstre-
ckung zur Vertiefung des Rechts der Unternehmensnach-
folge mit den spezifischen Bez!gen zum Gesellschafts-
recht ein, wird im Rahmen der Pflichtteilserg"nzung bei
Lebensversicherungsleistungen das Versicherungsrecht
angesprochen. Ohne genaue Kenntnisse der versiche-
rungsrechtlichen Positionen von Versicherungsnehmern/
Erblassern in der letzten juristischen Sekunde ihres Le-
bens ist der davon abh"ngige, in der n"chsten Sekunde
weggegebene Erg"nzungsgegenstand nicht festzulegen.
Das erfordert eine gr!ndliche Analyse des jeweiligen Le-
bensversicherungsvertrages – f!r eingefleischte Erbrecht-
ler eine bislang eher wohl nicht so h"ufig ausge!bte T"tig-
keit. Daran werden sie sich aber gewçhnen m!ssen. Man-
dantengespr"che kçnnten dann etwa so beginnen: Be-
stehen Lebensversicherungen, wo sind die Vertrags-
unterlagen, sind bereits Leistungsverf!gungen getroffen
worden? Wie schwierig die Beratung werden kann, offen-
baren Fallgestaltungen, in denen nicht nur eine widerruf-
liche Bestimmung der Bezugsberechtigung f!r die Todes-
fallleistung, sondern weitere Bezugsrechtseinsetzungen
– etwa ein unwiderrufliches, ein geteiltes und ein gespalte-
nes Bezugsrecht - oder eine Kombination aus diesen vor-
liegt. Allein die Zahl von 18 Fallvarianten bei den Para-
metern Erlebensfall und Todesfall mit den drei Mçglich-
keiten keine, widerrufliche und unwiderrufliche Bezugs-
rechtsbestimmung l"sst den Nachschulungsbedarf erah-
nen. Denn: Erkl"ren kann man nur, was klar ist (Prantl,
SZ 2006 Nr. 278 S. 4).

F!r den Rechtsberater, der sich solchen Anforderungen
nicht stellt, wird die Beschreibung seiner Qualifizierung
bestenfalls in der Feststellung Peter R!hmkorfs enden:
»Im Vollbesitz seiner Zweifel.«

Dass wir f"hig werden und bleiben, solche (durchaus not-
wendigen) Anfangszweifel schließlich fachkenntnisreich
bei der t"glichen Rechtsanwendung zu !berwinden,
w!nscht uns allen

Ihr

Roland Wendt
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